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Amtliche Bekanntmachung

Mitteilung nach § 5 Abs. 2 des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung (UVPG) bei Unterbleiben der Umweltverträglichkeitsprüfung

Der Zweckverband Hochwasserschutz Raum Baden-Baden/Bühl hat am 12.12.2024 die Plangenehmigung für die Sanierung des Hochwasserrückhaltebeckens HRB 2 im Gewann Rettigsloch/Gemarkung Steinbach/Varnhalt beantragt. Geplant sind folgende Sanierungsmaßnahmen:

·  Erhöhung und Verbreiterung Dammkronenweg inkl. Einbau einer ausreichenden Tragschicht und Mauerscheiben.

· Neubau Zufahrt Dammkronenweg ausgehend vom Beckenstauraum.

· Sanierung Hochwasserentlastungsanlage (Erhöhung seitliche Böschung).

· Herstellung Strom- und Telekomanschluss (Leitungen und Schaltschrank).

· Neubau Schieber mit Elektroantrieb.

· Installation Kamera und Beleuchtung.

· Installation Setzungspegel.

· Betoninstandsetzung Grundablassbauwerk und zwei Sand- und Geröllfänge.
 
Für das o.g. Vorhaben ist gemäß § 7 Abs. 1, Anlage 1, Nr. 13.18.1 des UVPG eine allgemeine Vorprüfung des Einzelfalles nach Anlage 3 des UVPG durchzuführen.  

Das HRB 2 liegt unmittelbar auf der Gemarkungsgrenze der Baden-Badener Ortsteile Steinbach und Varnhalt. Der südliche Teil befindet sich auf Gemarkung Steinbach, der nördliche auf Gemarkung Varnhalt. Das Becken liegt in rund 160 bis 165 m ü. NN am Fuß eines westexponierten Hangs; nach Südwesten steigt das Gelände wieder etwas an, im Norden bildet der Hochwasserdamm den Abschluss der kleinen Senke. Im Osten geht das Becken unmittelbar in die Feldflur aus Obstwiesen, Feldgärten und Rebparzellen über, nach Westen wird es von einer – schwach frequentierten – Straße begrenzt. Von Nordosten, Osten und Süden münden drei kleine Fließgewässer in das Becken und vereinen sich hier zum Mührichgraben. Das Untersuchungsgebiet besteht aus dem Rückhaltebecken sowie einem schmalen Puffer im Westen. Es umfasst insgesamt eine Fläche von rund 0,5 ha.  

Eine ökologische Empfindlichkeit des Standortes ist nicht gegeben. Von den in § 2 Abs. 1 UVPG aufgeführten Schutzgütern sind vor allem die Schutzgüter Boden und Wasser sowie Pflanzen und Tiere während der Zeit der Umsetzung der Maßnahmen für die Bewertung der Umweltverträglichkeit relevant. Die Auswirkungen auf die Schutzgüter sind jedoch räumlich eng auf den Maßnahmestandort begrenzt und bei Umsetzung der Vermeidungsmaßnahmen nicht als signifikant einzustufen.  

Die Prüfung unter Berücksichtigung der ausgeführten Schutzkriterien der Anlage 3 UVPG sowie spezifischer Standortgegebenheiten hat zu dem Ergebnis geführt, dass Reichtum, Qualität und Regenerationsfähigkeit von Wasser, Boden, Natur und Landschaft durch das Vorhaben nicht beeinträchtigt werden. Von dem Vorhaben sind daher keine erheblichen nachteiligen Umweltauswirkungen zu erwarten, die nach § 25 Abs. 2 UVPG zu berücksichtigen wären.

Diese Feststellung wird hiermit gemäß § 5 Abs. 2 Satz 1 UVPG öffentlich bekannt gemacht. Es wird darauf hingewiesen, dass die Feststellung nicht selbständig anfechtbar ist.   
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